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einflussen werden. In der Großen Koali-
tion sind verschiedene Ressorts für die
Kulturpolitik zuständig, weil den Koali-
tionspartner der Mut gefehlt hat ein eigen-
ständiges Bundeskulturministerium zu in-
stallieren. Auch im Bereich Digitales gibt
es nicht den einen von der Internet-En-

quete-Kommission des Deutschen Bun-
destages geforderten Staatsminister für
Digitales, sondern auch hier sind die Ver-
antwortlichkeiten in verschiedenen Res-
sorts verstreut. Hier wurden Chancen für
mehr Klarheit und damit mehr Effektivität
verpasst.

Olaf Zimmermann
ist Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates
und Herausgeber von »Politik & Kultur« der
Zeitung des Deutschen Kulturrates.
o.zimmermann@kulturrat.de

Gabriele Schulz
ist Stellvertretende Geschäftsführerin
des Deutschen Kulturrates.

g.schulz@kulturrat.de

Der Kulturpolitiker und -manager Oliver
Scheytt war 2013 Mitglied im Kompetenz-
team von SPD-Kanzlerkandidat Peer Stein-
brück. Er ist Professor für Kulturpolitik an
der Hochschule für Musik und Theater Ham-
burg. Zusammen mit Fritz Pleitgen konzi-
pierte und organisierte er als Geschäftsfüh-
rer das Programm der Europäischen Kultur-
hauptstadt RUHR 2010. Zu seinen Erfah-
rungen im Wahlkampf, zum deutschen Kul-
turföderalismus und dem Verhältnis der
SPD zu den Kulturschaffenden befragte ihn
Klaus-Jürgen Scherer, Geschäftsführer des
Kulturforums der Sozialdemokratie.

NG/FH: Herr Scheytt, Sie waren im Bun-
destagswahlkampf gewissermaßen ein par-
teipolitischer Quereinsteiger. Welche Er-
fahrungen haben Sie im letzten Jahr in
dieser Rolle gemacht?

Oliver Scheytt: Ich bin ja kein absoluter
Neuling in der Politik. Ich arbeite seit 1980
in der SPD, seit vielen Jahren im Kultur-
forum der Sozialdemokratie und war auch
als Kulturdezernent ein Grenzgänger zwi-
schen Politik und Verwaltung.Aber klar ist

auch:Wahlkampf auf Bundeseben ist dann
doch nochmal etwas anderes. Als ich von
2003-2007 in der Enquete-Kommission
»Kultur in Deutschland« mitgearbeitet ha-
be, ging es ja mehr um die fachlichen Din-
ge.Man hatte vier Jahre lang Zeit, an einem
Thema zu arbeiten. Im Wahlkampf merkt
man, wie hektisch es mitunter ist, dass es
um Entscheidungen im Stundentakt geht.
Diese Erfahrung hat mich bereichert, be-
sonders aber auch meine große Reise durch
die Kulturlandschaft Deutschlands: von der
kleinen Kulturinitiative bis zum Reichs-
parteitagsgelände, von Weltkulturerbestät-
ten in Sachsen-Anhalt bis zu saarländi-
schen Finanzproblemen.

NG/FH: Wie muss man sich einen »Kul-
turwahlkampf« vorstellen? Es ist ja ein
recht neues Phänomen, dass Kulturpolitik
so viel Aufmerksamkeit im Bundestags-
wahlkampf erfährt.

Scheytt: Ich glaube, wir können den Er-
folg, dass eine Arbeitsgruppe Kultur und
Medien in den Koalitionsverhandlungen
eingerichtet wurde, dass ein eigenes Kul-

Gespräch mit Oliver Scheytt

»Die SPD ist an den sozialen Problemen der
Künstlerinnen und Künstler näher dran«
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turkapitel im Koalitionsvertrag steht, auch
uns zuschreiben. Zunächst hatte Peer Stein-
brück jemanden in sein Kompetenzteam
geholt, der für Kultur zuständig ist. Dann
haben wir uns sofort mit Vertretern der
Bundestagsfraktion zusammengesetzt,mit
dem Deutschen Kulturrat, mit dem Vor-
stand des Kulturforums. Und wir haben
daraus eine Strategie, eine kulturpolitische
Agenda entwickelt.

Natürlich hat die Kultur nicht die zen-
trale Rolle im Wahlkampf gespielt, aber in
den Feuilletons, den Fachgremien und Ver-
anstaltungen konnten wir auf der Basis
dieser Strategie auftreten: Einforderung
einer konzeptgestützten Kulturpolitik, Be-
rücksichtigung der Sorgen und Nöte der
freien Szene und des Prekariats in der

Künstlerschaft – Stichwort: Urheberrecht,
Künstlersozialversicherung etc.Wir haben
uns aber auch mit generellen Fragen aus-
einandergesetzt, wie dem Freihandelsab-
kommen,der Digitalisierung etc.Am Ende
haben wir gesagt: Weil die Kultur uns so
wichtig ist, machen wir dazu eine Arbeits-
gruppe der Koalition.

NG/FH: Es gab u.a. Ihre Initiative »Worte
für den Wechsel«. Hier konnten sich Leute
auf einen roten Klappstuhl setzen und sa-
gen, was sie von der Kulturpolitik erwar-
ten. Gab es da neue Erkenntnisse?

Scheytt: Gedacht war das als eine Art
Speakers’ Corner. Die Statements wurden
auf unsere Internetseite und auf youtube
gestellt. Es gab zwar nicht zehntausende
von Klicks auf diesen Seiten, aber wir ha-
ben damit deutlich machen können, dass
wir die Sorgen und Wünsche von kultur-
interessierten Bürgern und Kulturschaf-
fenden ernst nehmen – und das hat noch
einmal einen besonderen Akzent gesetzt.
Hier haben sich viele, von der Kunstleh-

rerin aus dem Ruhrgebiet über die Leiterin
der dänischen Bibliothek in Flensburg, bis
hin zu Prominenten wie der Schauspie-
lerin Ursela Monn, geäußert. Für uns war
es sehr wichtig, eine Resonanz zu bekom-
men, wie unsere Ideen ankommen oder
was wir noch aufgreifen müssen.

NG/FH: Worin bestehen denn im Bereich
der Bundeskulturpolitik die entscheiden-
den Unterschiede zur Union? Eigent-
lich hört man doch meist, die Kultur-
politik unterscheide sich nur in Nuancen,
die Hauptdifferenz liege bei der Finanzie-
rung?

Scheytt: In der Tat gibt es in der Kulturpo-
litik keine gravierenden Meinungsunter-

schiede, das zeigte sich auch in der Koali-
tionsverhandlung. Wir kommen da meis-
tens zu einem Konsens. Der Unterschied
besteht aber darin, dass die SPD an den so-
zialen Problemen der Künstlerinnen und
Künstler näher dran ist, eine wesentlich
umfassendere Sichtweise auf Kunst und
Kultur hat und die Kultur- und Kreativ-
wirtschaft grundsätzlich anders betrach-
tet. Nicht umsonst hat ja die SPD auf Bun-
desebene den Kreativpakt ins Leben geru-
fen. Insofern würde ich zusammenfassen:
Wir sind konzeptgestützter, haben einen
anderen Blick auf die Grundprinzipien der
kulturellen Teilhabe und kulturellen Viel-
falt. Das ist bei uns noch mehr untermauert.
Zudem verstehen wir Bundeskulturpolitik
auch im Zusammenwirken von Bund und
Ländern, das Stichwort dazu lautet: ko-
operativer Kulturföderalismus. In den
Kommunen und Ländern gibt es viele Kul-
turschaffende, die mit uns zusammen den-
ken und die vor allem von uns etwas auf
Bundesebene erwarten.Wir sollen die Rah-
menbedingungen verbessern, nicht nur
einzelne Institutionen fördern, weil sie

» Das Thema NSA-Skandal ist zutiefst eine Frage unseres kulturellen
Handelns, unserer Identität.«
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bedeutsam sind, etwa in Ostdeutschland
oder in Berlin, sondern einen gesamtdeut-
schen Blick entwickeln. Diese Sichtweise
hatte die Union nicht und das konnten wir
in den Koalitionsverhandlungen durch-
setzen.

NG/FH: Sie sind ja nicht nur ein pragmati-
scher Politiker, sondern auch konzeptio-
nell gut aufgestellt. Im Wahlkampf haben
Sie, für mich überraschend, immer wieder
auf die Thesen zweier Bücher rekurriert:
Mentaler Kapitalismus von Georg Franck
und Mainstream von Frédéric Martel.
Kulturpolitik ist also Gesellschaftspolitik.
Letztlich geht es eben doch um mehr als
nur um die soziale Lage der Künstlerinnen
und Künstler oder konkrete Fragen der
Kulturförderung?

Scheytt: Unsere Gesellschaft verändert
sich durch den digitalen Wandel auch im
Hinblick auf das, was wir Kapitalismus
nennen, völlig. Heute geht es nicht mehr

darum, irgendwo eine Produktionsstätte
zu haben und Waren abzusetzen. Die ei-
gentliche Macht wird heute über das Inter-
net ausgeübt von denen, die da an den Netz-
werkknoten sitzen. Die Produktionsstätte
kann heute z.B. in jedem Haushalt sein.
Dort werden die Ideen und Datenflüsse
kreiert. Das bedeutet, dass jeder Mensch
Teil dieser riesigen Produktionsmaschine
»mentaler Kapitalismus« sein kann. Dieser
mentale Kapitalismus birgt nun aber die
ganz große Gefahr, dass man gar nicht
mehr merkt, wenn man ausgebeutet und
abgehört wird. Ich glaube, dass es uns im
Wahlkampf gelungen ist, deutlich zu ma-
chen, dass das Thema NSA-Skandal nicht
nur eine Frage von Freiheit und Sicherheit
ist, sondern zutiefst eine Frage unseres kul-
turellen Handelns, unserer Identität. Denn
wenn die großen Medien- und Internet-
konzerne über das Netz in der Lage sind,
alles abzuschöpfen und auszuwerten,dann
sind sie die wahren Machtfaktoren. Ich
glaube, dass das völlig unterschätzt wurde.
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Nun müssen wir erkennen, dass ein ein-
zelner Staat völlig überfordert ist. Er kann
zwar Fragen wie die Ausgestaltung des Ur-
heberrechts und anderes mehr klären,aber
was eigentlich dahinter steht, ist doch, dass
die großen Konzerne bereits wissen, was
die Menschen denken, was sie fühlen, wel-
che Vorlieben sie haben. Dagegen war »Big
Brother« geradezu eine Karikatur.

NG/FH: In dem Buch Mainstream geht es
eher um die amerikanische Filmindustrie.
Das hat ja vielleicht auch mit der europä-
ischen Diskussion um das Freihandelsab-
kommen zu tun.

Scheytt: Der französische Kultursoziologe
Frédéric Martel hat fünf Jahre lang 30 Län-
der weltweit bereist und beschrieben, wie
die Netzinhalte produziert und verkauft
werden. Während Georg Franck mehr die
Abschöpfung analysiert, beschreibt Martel
nun, wie der content erstellt und verkauft
wird, dass eben die große Gefahr darin be-
steht, dass die kulturelle Vielfalt durch die
Medienkonzerne an den Rand gedrängt
wird. Er beschreibt, wie Kultur beeinflusst
wird, durch Film, durch Medien, die in
jeder Hinsicht über das Internet verbrei-
tet werden können. Hier müssen wir klar
erkennen, dass Europa gegenüber Asien
und auch vor allem den USA eine gewisse
Schwäche aufweist. Wir haben zwar eine
große kulturelle Vielfalt – das ist ja eigent-
lich unsere Stärke –, aber wir können diese
schon allein aufgrund der sprachlichen
Unterschiede und der verschiedenen klein-
teiligen Produktionsformen gar nicht so
auf dem Weltmarkt positionieren wie es
die amerikanische Industrie kann. Das er-
klärt auch, warum die USA die Kultur ins
Freihandelsabkommen aufnehmen will.
Sie wollen ihre Marktmacht ausspielen,
obwohl sie bis heute das wichtigste völker-
rechtliche Abkommen zur Kultur nicht un-
terzeichnet haben, nämlich das UNESCO-
Abkommen zum Schutz der kulturellen
Vielfalt. Denn es ist ihnen ein Dorn im

Auge, dass hier Minderheiten geschützt
werden sollen.

Wenn man das alles zusammennimmt,
dann müssen wir ganz klar erkennen, dass
wir, Deutschland und Europa, zusam-
menstehen und unsere kulturelle Vielfalt
als Schatz bewahren müssen, denn sie ist
im globalen Zusammenhang ein riesiger
Vorteil. Amerikanische Orchester spielen
vor allem europäische Komponisten, das
MoMa aus New York hat in der Berliner
Neuen Nationalgalerie europäische Werke
gezeigt.Die Amerikaner definieren also ei-
nen großen Teil ihrer Identität auch aus
der europäischen Tradition heraus. Inso-
fern sollten wir da auch selbstbewusst auf-
treten.

NG/FH: In Ihrem eigenen Buch Kulturstaat
Deutschland geht es vor allem um unsere
Kulturnation, Sie fordern aber auch eine
europäische Kulturpolitik. In diese Rich-
tung müsste es also gehen?

Scheytt: Deutschland ist ja vom Födera-
lismus geprägt. Das ist sehr gut, denn ge-
rade in der Kultur werden die Angelegen-
heiten vor allem in den Kommunen und
den Ländern wahrgenommen. Es gibt aber
zwei Entwicklungen: Zum einen haben die
Länder und Kommunen finanziell große
Schwierigkeiten. Bibliotheken wurden ge-
schlossen, Museen darben und Ähnliches
mehr. Auf der einen Seite ist das ein Prob-
lem unserer föderalen Struktur, dass eben
hier eine Ungleichverteilung entsteht, weil
es strukturell stärkere und schwächere
Regionen gibt. Davon abhängig gibt es
dann natürlich beispielsweise bessere und
schlechtere Musikschulen, kostenintensi-
ve oder kostengünstige. Der Föderalismus
hat insoweit Stärken und Schwächen, für
die wir mehr Sensibilität entwickeln soll-
ten. Zudem müssen wir aber im Blick be-
halten, dass Europa und Deutschland in
der heutigen globalen Struktur von Kul-
turproduktion und -vermarktung nicht
nur auf Dezentralität setzen dürfen. Dann
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verlieren wir in diesem Kampf des »men-
talen Kapitalismus«. Wir müssen uns über-
legen, wie wir die künstlerischen Stärken
in Deutschland auch international so plat-
zieren, dass damit ein Gegengewicht ent-
steht und wir nicht ausgebootet werden,
indem die besten Dinge abgesaugt und uns
dann wieder verkauft werden. Das hat na-
türlich auch viel mit unserer eigenen Iden-
tität zu tun, so dass die Notwendigkeit, auf
der Bundesebene Kulturpolitik zu stärken,
offensichtlich ist. Nur so gelingt es, unsere
eigene Identität und kulturelle Stärke auf
Dauer zu erhalten.

NG/FH: Künstler, Intellektuelle und SPD-
Kulturpolitik hatten ja früher schon ein-
mal ein fast symbiotisches Verhältnis, bei
Willy Brandt und den damals bekanntesten
Schriftstellern etwa. Wie sieht es da heute
aus? Eine ganze Reihe von Kulturschaf-
fenden und Autoren haben vor der Bun-
destagswahl sogar – im Grunde antide-
mokratisch – zum Nichtwählen aufgeru-
fen.

Scheytt: Immerhin hat sich auch 2013
eine Mehrheit für die Unterstützung der
SPD ausgesprochen. Es ist aber in der Tat
heute so, dass sich Künstler nicht mehr
eindeutig einem Lager zuordnen lassen,
wie es ja auch eigentlich keinen Lager-
wahlkampf mehr gibt. Das hat natürlich
zum einen damit zu tun, dass der eine oder
andere hofft,gefördert zu werden,und sich
daher auch nicht outet, um bei einer Nie-
derlage der präferierten Partei keine Nach-
teile zu erleiden. Aber ich will es nicht da-
rauf reduzieren, dies ist eher die Ausnah-
me. Zum anderen sind Künstler immer
auch ein Spiegel unserer Gesellschaft. Und
wir haben eben heutzutage eine ausdif-
ferenziertere politische Landschaft, eine
größere Vielfalt an Meinungen und es do-
miniert nicht mehr die dezidierte Unter-
scheidung nach links und rechts.

Insgesamt aber stehen wir als Sozial-
demokratie in dieser Beziehung gar nicht

so schlecht da. In den Kommunen sind wir
in einem engen Dialog mit Künstlerinnen
und Künstlern. Das kann natürlich alles
noch verbessert werden, aber da sind wir
meiner Meinung nach gegenüber Union
und FDP im Vorteil.

Oft haben Sozialdemokraten indes ge-
genüber Künstlerinnen und Künstlern ei-
ne innere Zurückhaltung, was da passiert,
ist ihnen nicht immer ganz geheuer. Nach
wie vor haben Kunst und Kultur eine Elite-
Konnotation, die manchen Politiker vor
Ort abschreckt. Da sind Unions- und libe-
rale Politiker offener, umgeben sich gerne
mit Künstlern, weil sie das als »schick«
empfinden. Und diese Form von Anerken-
nung spüren die Künstler.

Künstler sind nicht mehr so politisiert
und politisierend wie früher und deshalb
ist es umso mehr unsere Aufgabe in diesen
Dialog mit einer offenen und wertschät-
zenden Haltung hineinzugehen.

NG/FH: Die Große Koalition ist durch die
Wählerinnen und Wähler erzwungen wor-
den. Gibt es angesichts der Verhandlungs-
ergebnisse Gründe, warum diese unge-
liebte Koalition kulturpolitisch eine Chan-
ce verdient hat und sinnvoll ist?

Scheytt: Für die Kulturschaffenden ist
eine Große Koalition wahrscheinlich bes-
ser als viele andere Koalitionen. Als ich in
Essen als Kulturdezernent begonnen ha-
be, hatte ich die absolute Mehrheit der
SPD im Rücken, das reichte aus, um ein-
mal im Monat die entscheidenden Be-
schlüsse in einem bestimmten Arbeits-
kreis hinzubekommen. Doch musste man
auch schon einmal mit dem einen oder an-
deren Kulturbanausen in den eigenen Rei-
hen streiten.

Insgesamt ist die SPD in solchen Kons-
tellationen wie jetzt im Bund zwar immer
die treibende Kraft, aber die CDU hat ein
besonders aufgeschlossenes Verhältnis vor
allem zu den großen, traditionellen Kultur-
einrichtungen. Weil wir uns für die Künst-
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lerschaft, das Urheberrecht, die Künstler-
sozialkasse und dergleichen einsetzen und
damit das soziale Gewissen einbringen,
und die Union auf Bundeseben das Reprä-
sentative betont, ist in dieser Kombination
die ganze Bandbreite von Kultur abgedeckt.
Bei der FDP hätten wir dagegen Probleme
mit der Förderung der Freien Szene und
die Grünen haben häufig Probleme damit,
die großen Kultureinrichtungen zu för-
dern. Insofern ist für die Kulturpolitik die-
se Große Koalition nicht von Nachteil.

NG/FH: Eine persönliche Frage zum Schluss:
Kann man eigentlich als Kulturpolitiker
oder als Kulturunternehmer mehr bewe-
gen?

Scheytt: Ich habe mir als Kulturunter-
nehmer ein Feld ausgesucht, wo ich eine
Menge bewegen kann. Zum Beispiel bei
der Frage, wer welche Positionen besetzt.
Personalentscheidungen halte ich neben
der Frage nach den Finanzen für die wich-
tigsten Entscheidungen.

Aber die Wirkung ist natürlich umfas-
sender, wenn man bei den Verhandlungen
zum Koalitionsvertrag dabei sein und
Formulierungen einbringen konnte, die
wahrscheinlich in den nächsten vier Jah-
ren wichtige Entwicklungen in der Kul-
turpolitik in Deutschland mitbestimmen.
Insofern freu ich mich, dass ich auf beiden
Handlungsfeldern so aktiv mitgestalten
kann.

Im Vorfeld der Bundestagswahl wurde aus-
giebig über das Nichtwählen diskutiert. So
wussten zum Beispiel Studien der Fried-
rich-Ebert-, Konrad-Adenauer- und Ber-
telsmann-Stiftung sowie der ProSieben-
Sat1 Media AG zu berichten, wer aus wel-
chen Gründen nicht mitmachen wird, und
lieferten damit die Grundlage für entspre-
chende Debatten. Dabei gab vor allem die
Vermutung, dass die Wahlbeteiligung auf
unter 70 % sinken könnte, Anlass zur Sor-
ge, weil dies einen Negativrekord bei Bun-
destagswahlen bedeutet hätte. Zur seit Jah-
ren größer werdenden Gruppe der Nicht-
wähler gehören den Erhebungen zufolge
vor allem Jüngere und Nicht-Privilegierte
(»bildungsfern«, einkommensschwach).
Übereinstimmend wurde die Gefahr einer
»Schieflage der gesellschaftlichen Reprä-
sentanz der Wählenden« (FES) bzw. einer

»sozial gespaltenen Demokratie« (Bertels-
mann) betont.

Darüber hinaus kündigten aber auch
einige Intellektuelle und Kulturschaffende
an, dass sie am 22. September nicht wählen
würden. In einer großen Umfrage der ZEIT
unter dem Titel »Was wir wählen – Die
Qual der Wahl« hielten Peter Sloterdijk
und Harald Welzer keine der etablierten
Parteien ihrer Stimme für würdig und Ri-
chard David Precht erklärte: »Parteien tra-
gen heute in der Gesellschaft kaum noch
zur politischen Willensbildung bei. Sie sind
primär Selbsterhaltungssysteme ohne ech-
ten Austausch mit anderen gesellschaft-
lichen Systemen. (...) So gesehen ist selbst
die Wahl zwischen Wählen oder Nicht-
wählen nicht wirklich wichtig«. Ähnlich
äußerte sich auch Gabor Steingart schon
vor der Wahl 2009 in Die Machtfrage.

Steven Seifert

Nichtwählen mit »Niveau«
Einige Intellektuelle haben der Demokratie vor der
Bundestagswahl einen Bärendienst erwiesen
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